
Frauenwahlrecht

Demokratie
und 

Der Weg zu 

– Eine Zeitleiste –

Gleiches (Wahl)Recht für alle: 

Viele Jahrzehnte kämpfen 

Frauen in Deutschland für ihr

 Recht auf politische Beteiligung.

Die Revo lution von 1918 bringt 

ihnen endlich das Wahlrecht. Bei

 den ersten demokratischen 

 Wahlen – am 5. Januar 1919 zur

 Badischen Nationalversammlung,

 am 12. Januar 1919 zur National-

versammlung in  Württemberg und 

am 19. Januar zur Deutschen

  Nationalversammlung – können

 Frauen und Männer wählen 

und gewählt werden.



Napoleon I. krönt sich selbst 

zum Kaiser der Franzosen und 

setzt der Revolution ein Ende.

Das Sozialistengesetz  

„wider die gemeingefähr

lichen  Bestrebungen der 

Sozial demokratie“ von 1878 

wird  aufgehoben. Im gleichen 

Jahr erfolgt die Neugründung 

der Sozialdemokratischen 

Partei Deutschlands (SPD).

Am 23. Mai 1949 
tritt das Grundge
setz in Kraft. Damit 
wird die Bundesre
publik Deutschland 
(BRD) gegründet. 

Nach der „Friedlichen Revolution“ 

in der DDR und dem Mauerfall  

am 9. November 1989 wird am  

3. Oktober 1990 nach über vierzig 

Jahren Trennung die Deutsche 

Einheit möglich.

Am 7. Oktober 1949 erfolgt die Grün

dung der DDR. Die Gleichberechtigung 

von Frauen und Männern steht auch 

in der DDRVerfassung.

Bis 1990 existieren zwei deutsche 

Staaten. Die Macht in der DDR hat die 

SED (Sozialistische Einheitspartei 

Deutschlands). Freie demokratische 

Wahlen zur Volkskammer sind nicht 

vorgesehen. Ideologisch schreibt sich 

die SED die Gleichstellung der Frauen 

auf die Fahne.

Schlusslicht in Deutschland: 
Nach den Landtagswahlen  
2016 liegt der Anteil weiblicher  Abgeordneter im Landtag von 
Baden Württemberg bei 24,5 %. 

Nach der Bundestagswahl 
2017 liegt der  Anteil der 
weiblichen  Abgeordneten 
im Deutschen Bundestag 
bei 31 %.

Die Revolution vom 9. November 

1918 stürzt das Kaiserreich und 

die Monarchie in allen deutschen 

Ländern. Am 11. November wird 

auch der schon lang verlorene 

Krieg endlich beendet. Der Groß

herzog von Baden, Friedrich II., 

dankt am 22. November, der König  

von Württemberg,  Wilhelm II., am  

30. November ab.

Das „Allgemeine Gleichbehand

lungsgesetz“ (auch „Antidiskrimi

nierungsgesetz“) wird im Deut

schen Bundestag verabschiedet.  

Es soll Benachteiligungen auf

grund der ethnischen Herkunft, 

des Geschlechts, der Religion oder 

Weltanschauung, einer Behinde

rung, des Alters oder der sexuel

len Identität verhindern. 

Am 1. September 1939 beginnt mit 

dem Überfall deutscher Truppen 

auf Polen der Zweite Weltkrieg.  

Der verheerende Krieg endet mit 

der  Kapitulation Deutschlands  

am 8. Mai 1945. Deutschland wird 

in Besatzungszonen aufgeteilt. 

Baden und Württemberg verdanken Napoleon I. ihren Aufstieg.  Beide Staaten unterstützen den französischen Kaiser bei seinen Eroberungskriegen – und werden dafür belohnt: Württemberg wird zum Königreich, Baden zum Großherzogtum befördert. Im Sommer 1849 scheitert die demokrati

sche Revolution. Der letzte Aufstand der De

mokraten wird am 23. Juli 1849 militärisch 

niedergeschlagen. Die Festung Rastatt wird 

unter der Führung von preußischen Truppen 

eingenommen. Es kommt zu Hinrichtungen 

und Verhaftungen. Viele Revolutionäre und 

Revolutionärinnen flüchten ins Exil. 

Januar 1919 

1939-1945
Wahlen in Baden,  
in Württemberg  

und auf  
Reichsebene

Gründung von  
Baden-Württemberg

Gründung der Deutschen 
Demokratischen Republik (DDR)

Deutsche Einheit

»Allgemeines 
Gleichbehandlungsgesetz«

Frauen im Landtag

Frauen im Bundestag

Gründung der  
Bundesrepublik  

Deutschland (BRD)

Zweiter Weltkrieg 

Ende des Sozialistengesetzes 

Scheitern der Revolution

Baden und Württemberg

»Novemberrevolution«Kaiser Napoleon I.
In Deutschland beginnt die 

 Revolution im Großherzogtum 

Baden – im September 1847 mit 

der „Offenburger Versammlung“ 

der „Entschiedenen Freunde der Verfassung“. Die 13 

Forderungen des „Volkes in Baden“, darunter politische 

Grundrechte und persönliche Freiheitsrechte, werden 

proklamiert. Die Revolution greift schnell auf das gan

ze Land über. Die Revolutionäre kämpfen gegen die 

Repression durch die Obrigkeit, für Bürgerrechte, eine 

Verfassung und nationale Einheit. 

Die Revolutionäre in Baden sind Radikaldemokraten und 
wollen eine Republik. Frauen beteiligen sich aktiv an der 
Revolution. Die „republikanischen Weiber“ demonstrieren 
und fordern politische Mitsprache. Sie nehmen an den 
Aufständen teil und wehren sich vehement gegen den 
Ausschluss durch die Männer. Sie erhalten das Vereins 
und Versammlungsrecht und gründen demokratische 
Frauen und Jungfrauenvereine. 

Revolutionärinnen

Revolution 

Mit dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs 

am 28. Juli 1914 ändert sich zunächst 

 alles. Die Mehrheit der Aktivistinnen im 

Deutschen Reich stellt die Wahlrechts

forderungen  zurück und bekennt sich  

zum „Dienst fürs Vaterland“. Der Nationale 

 Frauendienst (NFD) ist vor allem in der 

Kriegsfürsorge tätig. Frauen werden ver

stärkt in der Kriegswirtschaft  eingesetzt. 

1914-1918 Erster Weltkrieg 

Die Französische Revolution 

stürzt den König in Frank

reich. „Freiheit, Gleichheit, 

Brüderlichkeit“ sind die For

derungen der Revolutionäre – 

für Männer. 

Französische Revolution

Preußen verschärft das 
 Vereinsgesetz – zur Ab
wehr weiterer revolutionä
rer Strömungen und der 
aufkommenden Arbeiter
bewegung. Das trifft vor 
 allem Frauen: Der Zugang 
zu Vereinen wird ihnen 
verwehrt. An politischen 
Versammlungen dürfen  
sie nicht teilnehmen.

Im Reichstag stellt die 
SPDFraktion den Antrag  
auf ein allgemeines, gleiches 
und direktes Wahlrecht auch 
für Frauen. Der  Antrag wird 
von den anderen  Parteien 
abgelehnt. 

In Berlin findet der „Internationale Frauenkongress“ mit 2.000 Teilnehmerinnen statt. Der „Weltbund für das Frauenwahlrecht“ („International Woman Suffrage  Alliance“) wird u. a. von Anita Augspurg und Marie Stritt gegründet. 

Das neue 
„Reichsvereins

gesetz“  erlaubt 

es Frauen, Mit

glied in politi

schen Vereinen 

und Parteien zu 

werden. 

1917 wird deutlich, dass der deutsche Kaiser Wilhelm II. bei einer Stimmrechtsreform die Rechte der Frauen nicht berücksichtigen will. Frauenvertreterinnen legen deshalb dem Preußischen Landtag die „Erklärung der Wahlrechtsfrage“ vor und verweisen auf die große Einsatzbereitschaft der Frauen im Krieg – ohne Erfolg.

Am 5. Januar 1919 
 findet die Wahl zur 
„Verfassunggebenden 
Versammlung“, dem 
späteren Landtag, in Baden 
statt. Die Wahlbeteiligung der 
Frauen liegt bei 88,8 %. Unter den  
107 Abgeordneten sind neun Frauen – etwa Therese Blase, Vorsitzende der 
sozialdemokratischen Frauen Badens, und die Frauenrechtlerin Marianne 
Weber von der DDP.
Marianne Weber redet am  
15. Januar 1919 als erste Frau 
überhaupt vor einem frei gewähl
ten deutschen Parlament.

Im Großherzogtum 
 Baden wird Frauen 
die Mitbestimmung 
auf  kommunaler 
 Ebene zugestanden.

Frauen erhalten das aktive und passive Wahlrecht.  Am 12. November erklärt die Übergangsregierung des „Rats der Volksbeauftragten“: „Alle Wahlen zu  öffentlichen Körperschaften sind fortan nach dem gleichen, geheimen, direkten, allgemeinen Wahlrecht (…) für alle mindestens 20 Jahre alten männlichen und weiblichen Personen zu vollziehen.“ Die Wahlgesetze in Baden (20. November 1918) und Württemberg  (21. Dezember 1918)  bestätigen das Reichswahlgesetz.Erstmals werden demokratische Wahlen für Frauen und Männer möglich. 

In Hamburg wird der „Verein für 
Frauenstimmrecht“ von der Juris
tin Anita  Augspurg, Minna Cauer 
und Lida Gustava Heymann ge
gründet.  Weitere Vereine folgen. 
Augspurg wird 
1904 Vizeprä
sidentin des 
 „Weltbundes 
für Frauen
stimmrecht“.

Das Versammlungsrecht wird etwas 

 gelockert und erlaubt nun auch Frauen 

die Teilnahme an politischen Versamm

lungen – allerdings ohne Rederecht und 

nur in einem von den Männern abge

trennten Teil des Versammlungssaales.

Das Großherzogtum Baden be
kommt eine neue Verfassung. Sie 
gilt als die fortschrittlichste ihrer 
Zeit und weist den Weg zu einer 
konstitutionellen Monarchie. Män
ner können wählen, aber nur, wenn 
sie mindestens 25 Jahre alt sind 
und das Bürgerrecht haben – das 
sind ca. 17 Prozent der Bevölke
rung. Frauen dürfen nicht wählen.

Am 18. Mai 1848 wird das erste gesamtdeutsche Parlament gewählt.  Die „Grundrechte des deutschen Volkes“ werden verabschiedet.  
Das Wahlrecht haben nur „selbständige“ erwachsene Männer über  25. Frauen bleiben vom Wahlrecht aus geschlossen und sollen sich  
von der „polemisierenden Männerpolitik“ fernhalten.

Das Königreich Württem
berg bekommt eine neue 
Verfassung. Sie sieht eine 
Vertretung durch Land
stände mit einem Zwei
kammerSystem vor. In 
der ersten Kammer sitzen 
Adel und Standesherren, 
in der zweiten Vertreter 
(Wahlmänner) der Städte 
und Oberämter. Wählen 
dürfen steuerpflichtige 
Männer, Frauen nicht.

Großherzogtum Baden

Wahl zur Nationalversammlung in der 
Paulskirche in Frankfurt am Main

5. Januar 1919 
Wahl zur Verfassung-
gebenden Badischen 
Nationalversammlung

Königreich 
Württemberg

Das Deutsche Kaiserreich wird ge

gründet. Bei den Wahlen zum Reichs

tag haben Männer ab 25 Jahren nun 

ein geheimes und direktes Wahlrecht. 

Es gilt ein absolutes Mehrheitswahl

recht. Frauen sind von den Wahlen 

ausgeschlossen.

12. November 1918 Wahlrecht für Frauen

Reichsgründung »Frauenstimmrechtsvereine«

»Reichsvereinsgesetz«

Baden  
Mitbestimmung  
für Frauen in der  

Gemeinde

»Erklärung der Wahlrechtsfrage«

»Weltbund für das 
Frauenwahlrecht«

Bei den Wahlen zur Verfassunggeben

den Deutschen Nationalversammlung 

liegt die Wahlbeteiligung der Frauen 

bei knapp 90 %. Fast 10 % der Abge

ordneten sind Frauen. Dieser Frauen

anteil wird im Deutschen  Bundestag 

erstmals 1983 wieder erreicht.

Die SPDPolitikerin Anna Blos wird 

1919 als einzige Abgeordnete aus 

Württemberg in die Weimarer Nati

onalversammlung gewählt. 

18. Mai 1848

Frauen werden auf ihre Rolle als Mutter festgelegt und erhalten ab dem vierten Kind das „Mutterkreuz“.

Wahlen spielen in der Diktatur 
der Nationalsozialisten keine 
echte Rolle. Bis 1945 finden 
vier sogenannte Reichstags
wahlen statt. Frauen werden 
den Männern untergeordnet, 
ihnen wird das passive Wahl
recht entzogen. Die Frauen
bewegung wird ausgeschaltet.

1933-1945

Revolution in Stuttgart:  

Am 9. November 1918 

werden im Hof der 

Rotebühl Kaserne 

 Waffen an die Aufstän

dischen verteilt.

„Frauen, werbt  
und wählt, jede 
Stimme zählt,  
jede Stimme wiegt, 
Frauenwille siegt.“ 
Wahlslogan von 
Elly HeussKnapp, 
Kandidatin der 
Deutschen Demo
kratischen Partei 
(DDP) bei der Wahl 
zur Nationalver
sammlung.

Nationalsozialistische Diktatur

Im Königreich Preußen wird das indirekte DreiklassenWahlrecht eingeführt. Über 24jährige Bürger können Wahlmänner zum Abgeordnetenhaus wählen. Die Wähler werden nach ihrem direkten Steueraufkommen in drei Klassen eingeteilt. Die Stimmen  gelten nicht gleich. Die der Reichen in der ersten Klasse ha
ben ein größeres 
Gewicht: Vier Pro
zent der Wahlbe
rechtigten wählen 
genauso viele 
Wahlmänner wie 
die dritte Klasse 
(82 % der Wahl
berechtigten). 
Frauen sind vom 
Wahlrecht aus
geschlossen.

Dreiklassen-Wahlrecht

Die SPDAbgeordnete Marie 
Juchacz redet als erste  
Frau in der Deutschen 
 Nationalversammlung:

„Ich möchte hier feststellen 
…, dass wir deutschen Frauen 
dieser Regierung nicht etwa 
in dem althergebrachten 
 Sinne Dank schuldig sind. 
Was diese Regierung getan 
hat, das war eine Selbstver
ständlichkeit: Sie hat den 
Frauen gegeben, was ihnen 
bis dahin zu  Unrecht vor
enthalten  worden ist.“ 

Marie
Juchacz

(1879–1956)

19. Februar 1919 

Das erste „Gleichberechti
gungsgesetz“ tritt in Kraft  
(„Gesetz über die Gleich
berechtigung von Mann 
und Frau auf dem Gebiet 
des bürgerlichen Rechts“). 
Abgeschafft wird unter 
 anderem das Alleinent
scheidungsrecht des 
 Mannes in der Ehe.

Artikel 3 des Grundgesetzes 
wird ergänzt und weist dem 
Staat eine aktive Rolle zu: 
„Der Staat fördert die tat
sächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frau
en und Männern und wirkt 
auf die Beseitigung bestehen
der Nach teile hin.“

Der Landtag von BadenWürt
temberg verabschiedet das 
 „Gesetz zur Verwirklichung der Chancengleichheit von Frauen 
und Männern im öffentlichen 
Dienst in BadenWürttemberg.“

Im Grundgesetz der Bundesrepublik 

Deutschland heißt es in Artikel 3 (2): 

„Frauen und Männer sind gleichbe

rechtigt.“ Dieses Grundrecht ist vor 

allem der SPDPolitikerin Elisabeth 

Selbert zu verdanken. 

Die Hoffnung vieler Kämpferin
nen für Frauenrechte erfüllt sich nicht. Der Einsatz der Frauen an der Heimatfront führt nicht zu 
 ihrer rechtlichen Anerkennung als Staatsbürgerinnen. Bürger
liche und sozialistische Aktivistinnen schließen sich nun zusam
men und erhöhen den politischen Druck. Es kommt zu gemein
samen Kundgebungen für das 
 Frauenwahlrecht und 1916 zur Gründung des „Reichsverbands für Frauenstimmrecht“.

Olympe de Gouges 

 fordert 1791 die volle 

Gleichberechtigung auch 

für Frauen. In ihrer „Er

klärung der Rechte der 

Frau und Bürgerin“ heißt 

es in  Artikel 1: „Die Frau 

wird frei geboren und 

bleibt dem Manne gleich 

in allen Rechten.“ Ihre 

 revolutionäre Forderung 

bezahlt sie mit dem 

 Leben. Am 3. November 

1793 wird sie durch die 

Guillotine hingerichtet.

Ehemalige Aktivistinnen der 1848er   
Revo lution proben 1865 einen Neuanfang. Am 7. März gründen Louise OttoPeters, Henriette Goldschmidt und Ottilie von Steyber in  Leipzig den Frauenbildungsverein. 

Vom 16. bis 19. Oktober 1865 findet in 

Leipzig die erste Frauenkonferenz 

Deutschlands statt. Am 18. Oktober 

schließen sich erstmals in der deut

schen Geschichte Bürgerinnen zusam

men, um sich für die Rechte von Frauen 

vor allem in  Bildung und Beruf einzu

setzen: Louise OttoPeters und  Auguste 

Schmidt gründen den Allgemeinen 

Deutschen Frauen verein (ADF). Es ist 

die Geburtsstunde der organisierten 

Frauenbewegung in Deutschland. 

Frauenbildungsverein

1891 kehrt die Sozialdemo
kratin Clara Zetkin aus dem 
Exil in Paris zurück und zieht 
nach Stuttgart. Sie wird zur 
prägenden Figur der proletari
schen Frauenbewegung, die in 
den 1880er Jahren entstanden 
ist. 1892 gründet sie die sozial
demokratische Frauenzeitschrift 
„Die Gleichheit. Zeitschrift für  
die Interessen der  Arbeiterinnen“. 
Die proletarische Frauenbewe
gung kämpft für die Verbesserung 
der  Arbeitsbedingungen der Frauen 
und sieht die Frauenfrage als Teil 
des Klassenkampfes. Zu ihren 
Haupt forderungen gehören die 
rechtliche Gleichstellung der  
Frauen und das Frauenwahlrecht. 

Der „Bund Deutscher Frauenvereine“ (BDF) wird als Dachverband der gemäßigten bürgerlichen Frauenbewegung gegründet und gibt sich ein eher antifeministisches Profil. 
Die bürgerliche und proletarische Frauenbewegung grenzen sich voneinander ab, vor allem die politischen Forderungen von Arbeiterinnen gehen den bürgerlichen Frauen zu weit. Für sie ist die Frauenfrage nach wie vor zuerst eine Bildungs und Kulturfrage.

Doch auch die bürgerliche Frauenbewegung ist gespalten in eine „gemäßigte“ und eine „radikale“ Richtung, die die politische Gleichberechtigung fordert. Im Zentrum der „Radikalen“ stehen Hedwig Dohm und Minna Cauer mit dem 1888 gegründeten „Verein für Frauenwohl“.

Auf dem Parteitag der SPD in 
Erfurt wird die Gleichberechti
gung von  Frauen und Männern 
erstmals in ein Parteiprogramm 
aufgenommen. 

Auf Initiative von 

Clara Zetkin und 

 Käthe Duncker 

 findet der erste 

 „Internationale Tag 

der Frau“ statt. 

Zentrale Forderung 

ist das Frauen

wahlrecht. Als 

 „Internationaler 

Frauentag“ wird 

dieser Tag welt

weit bis heute am 

8. März begangen.

In Stuttgart findet die erste „Inter

nationale Sozialistische Frauenkon

ferenz“ statt. Clara Zetkin wird zur 

„Sekretärin der Fraueninternatio

nale“ gewählt. Zu den Hauptforde

rungen gehört auch das Wahlrecht 

für Frauen. 

Die „Radikalen“ der bürgerlichen 

Frauenbewegung geben sich mit 

der „Zeitschrift für Frauenstimm

recht“ ein Sprachrohr für ihre 

 Forderungen. 

Auch die bürgerliche 
 Frauenbewegung verstärkt 
den Kampf für das Frauen
wahlrecht. Anlässlich  
des „Frauenstimmrechts
kongresses“ in München 
 demonstrieren zum ersten 
Mal bürgerliche Aktivistin
nen für das Frauenwahl
recht. 

Durchsetzung der  

Gleichberechtigung –  

Ergänzung des  
Grundgesetzes

Baden-Württemberg  
»Chancengleichheitsgesetz«

Gleichberechtigungsgesetz

Gleichberechtigung 
im Grundgesetz

Bürgerliche Frauenbewegung

»Internationale Sozialistische 

Frauenkonferenz«

Erster Internationaler 
Frauentag

»Frauenstimm-
rechtskongress«

»Reichsverband für 
Frauenstimmrecht«

Clara
Zetkin 
(1857–1933)

Proletarische  
Frauenbewegung

Die neue Republik bringt 

den  Frauen keine uneinge

schränkte rechtliche Gleich

stellung.

Art. 109 der Weimarer 

 Verfassung sieht für Frauen 

nur „grundsätzlich die

selben staatsbürgerlichen 

Rechte und Pflichten vor.“

1919-1933
Weimarer Republik

Protest und Revolte der  
»Achtundsechziger« 

und Neue  
Frauenbewegung

Erste Frauenkonferenz

Kriegsgegnerinnen wie  

Clara Zetkin, Rosa Luxem

burg oder Anita Augspurg 

werden angefeindet.

Gegen den Krieg

Legende:
■ Historische Ereignisse 
■  Entwicklung des (Frauen-)Wahlrechts
■  Frauenbewegung/Frauenrechte

Hedwig Dohm, Vordenkerin der politischen Gleichberechtigung für Frauen, fordert 
1873 unter der Losung „Wahlrecht ist Menschenrecht“ das Wahlrecht für Frauen. Bei den  moderaten Vertreterinnen der bürgerlichen Frauen

bewegung findet sie  zunächst kaum Unterstützung.

Louise Otto gründet in Leipzig 
die erste FrauenZeitung unter 
dem Motto „Dem Reich der 
Freiheit werb ich Bürgerinnen.“ 
Schon 1843 fordert sie: „Die 
Teilnahme der Frauen an den 
Interessen des Staates ist nicht 
ein Recht, sondern eine Pflicht.“

Amalie Struve 

nimmt am Hecker

Zug teil und ver

sucht, die Frauen 

für die  Revolution 

zu mobilisieren. 

(1748–1793) 

Olympe 

Gougesde

Amalie
Struve 
(1824–1862)

Louise
Otto 

(1819–1895) 

Emma Herwegh unterstützt 
ihren Mann, den Dichter 
Georg Herwegh, bei der 
Vorbereitung des Marsches 
der Deutschen Legion  
aus Paris nach Baden. Sie 
verhandelt mit Friedrich 
Hecker über den Einsatz 
der Legion beim Aufstand.

 Emma 
Herwegh 

(1817–1904) 

Marianne
Weber
(1870–1954)

Anna
Blos

(1866–1933)

 Elly
Heuss- 
Knapp
(1881–1952)

 Anita 
Augspurg 

(1857–1943) 

19. Januar 1919 
Wahl zur Verfassunggebenden 

Deutschen Nationalversammlung 

Bei der Wahl zur „Verfassung
gebenden Versammlung“ in 
Württemberg liegt die Wahlbe
teiligung der Frauen bei 90,9 %. 
Unter den 150 Abgeordneten 
sind 13 Frauen. Zu ihnen gehö
ren Clara Zetkin für die USPD 
(Unabhängige Sozialdemokra
tische Partei Deutschlands) 
und die Frauenrechtlerin  
und Mitgründerin der DDP in 
Württemberg Mathilde Planck. 

Mathilde
Planck

(1861–1955)

12. Januar 1919 
Wahl zur Verfassunggebenden  

Nationalversammlung in Württemberg 

Elisabeth
Selbert
(1896–1986)

Therese
Blase 
(1873–1930)

Hedwig
Dohm 
(1831–1919) 
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»Ich fordere, dass Frauen bei denjenigen Gesetzen,  
welche sie selbst betreffen, eine Stimme haben. Ich fordere diese Stimme  

für sie auch da, wo es gilt, Vertreter des ganzen Volkes zu wählen –  
denn wir Frauen sind ein Teil dieses Volkes.«

Louise Otto-Peters
(1819–1895)  

 Begründerin der bürgerlichen Frauenbewegung
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